Deutscher Bundestag 
2.Wahlperiode 
1953 


Drucksache 1267 


Antrag 

der Fraktion der SPD 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung und Ergänzung des Schwerbeschädigtengesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel I 

Das Gesetz über die Beschäftigung Schwer- 
beschädigter (Schwerbeschädigtengesetz) vom 
16. Juni 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 389) wird 
wie folgt geändert und ergänzt: 

1. § 1 erhält folgende neue Fassung: 
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Schwerbeschädigte 

(1) Schwerbeschädigte im Sinne dieses 
Gesetzes sind Deutsche, die 

a) infolge einer gesundheitlichen Schädi- 
gung im Sinne der §§ 1 und 82 des 
Bundesversorgungsgesetzes vom 20. De- 
zember 1950 (Bundesgesetzbl. S. 791) 
oder 

b) infolge einer gesundheitlichen Schädi- 
gung im Sinne des § 5 Abs. 2 Buch- 
stabe a des Bundesversorgungsgesetzes, 
sofern das schädigende Ereignis nach 
dem 31. Juli 1945 eingetreten ist, oder 

c) infolge einer gesundheitlichen Schädi- 
gung durch nationalsozialistische Ver- 
folgungs- oder Unterdrückungsmaßnah- 
men aus politischen, rassischen oder reli- 
giösen Gründen oder 

d) infolge einer gesundheitlichen Schädi- 
gung durch Arbeitsunfall oder Berufs- 


krankheit im Sinne der deutschen ge- 
setzlichen Unfallversicherung oder durch 
einen Dienstunfall im Sinne der be- 
amtenrechtlichen Vorschriften oder 

e) infolge mehrerer dieser Schädigungen 
nicht nur vorübergehend um wenigstens 
50 vom Hundert in ihrer Erwerbsfähig- 
keit gemindert sind. 

(2) Schwerbeschädigte sind auch, soweit 
sie nicht bereits nach Absatz 1 geschützt 
sind, Deutsche, die 

a) von Geburt an blind sind oder das 
Augenlicht verloren haben oder deren 
Sehkraft sogering ist, daß sie sich in einer 
ihnen nicht vertrauten Umwelt allein 
ohne fremde Hilfe nicht zurechtfinden 
können, 

b) durch eine Fehlform oder Fehlfunktion 
des Stütz- und Bewegungssystems nicht 
nur vorübergehend um wenigstens 
50 vom Hundert in ihrer Erwerbsfähig- 
keit gemindert sind, 

sofern sie ihren Wohnsitz oder ständigen 
Aufenthalt im Bundesgebiet oder im Land 
Berlin haben. 

(3) Schwerbeschädigte sind ferner im 
Bundesgebiet oder im Land Berlin woh- 
nende Nichtdeutsche, die infolge einer der 
in Absatz 1 genannten Schädigungen nicht 
nur vorübergehend um wenigstens 50 vom 
Hundert in ihrer Erwerbsfähigkeit gemin- 
dert sind, in den Fällen des Absatzes 1 
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Buchstaben a und d jedoch nur, soweit sie 
infolge einer gesundheitlichen Schädigung 
im Sinne der §§ 1 und 82 des Bundesver- 
sorgungsgesetzes Versorgungsansprüche oder 
infolge eines Arbeitsunfalles oder einer Be- 
rufskrankheit im Sinne der deutschen ge- 
setzlichen Unfallversicherung Leistungsan- 
sprüche haben.“ 

2. § 2 Abs. 1 erhält folgende neue Fassung: 

„(1) Personen, die infolge einer gesund- 
heitlichen Schädigung im Sinne des § 1 
Abs. 1 nicht nur vorübergehend um weniger 
als 50 vom Hundert, aber wenigstens 
30 vom Hundert in ihrer Erwerbsfähigkeit 
gemindert sind, sollen auf ihren Antrag 
durch die Hauptfürsorgestelle den Schwer- 
beschädigten gleichgestellt werden, wenn sie 
sich ohne Hilfe dieses Gesetzes einen ge- 
eigneten Arbeitsplatz nicht verschaffen oder 


erhalten können. Personen, die infolge einer 
gesundheitlichen Schädigung im Sinne des 
§ 1 Abs. 1 bis 3 nicht nur vorübergehend 
um 40 vom Hundert in ihrer Erwerbsfähig- 
keit gemindert sind, das vierzigste Lebens- 
jahr vollendet haben und mindestens ein 
halbes Jahr arbeitslos sind, müssen gleich- 
gestellt werden.“ 

3. Im § 2 Abs. 3 letzter Satz wird das Wort 
„zwei“ durch das Wort „vier“ ersetzt. 

Artikel II 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 

Verkündung in Kraft. 

Bonn, den 16. März 1955 

Ollenhauer und Fraktion 
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